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Bremen. Die illegalen Sportwettbüros ste-
hen unmittelbar vor der Schließung. Wie
berichtet, hatte das Oberverwaltungsge-
richt (OVG) vor Kurzem in einer Leitent-
scheidung das Vorgehen des Stadtamtes
gegen den Betreiber bestätigt. Inzwischen,
sagte Stadtamtsleiter Hans-Jörg Wilkens
gestern, habe das OVG auch in 15 weiteren
Verfahren die Verfügungen seiner Be-
hörde bestätigt – nur noch in einem Fall
stehe die Entscheidung aus. Dabei haben
die Richter laut Wilkens auch entschieden,
dass das Stadtamt seine Verfügungen so-
fort vollziehen, also umgehend tätig wer-
den kann. Und das, betonte Wilkens, habe
das Stadtamt auch vor.

Die Behörde warte nur noch ab, bis die
Beschlüsse des OVG bei den Wettbüro-Be-
treibern eingehen – „damit sie die Chance
haben, freiwillig zu schließen“. Andern-
falls würden die Betriebe zwangsweise still-
gelegt. Ende dieser, spätestens Anfang
nächster Woche seien alle betroffenen
Wettbüros dicht, sagte Wilkens.

In den Lokalen, die nicht nur illegale
Sportwetten vermitteln, sondern etwa auch

legale Pferdewetten, werde der Betrieb
nicht ganz geschlossen. „Dort beschlagnah-
men wir nur die entsprechenden Geräte“,
erklärte Wilkens. Die Richter hätten außer-
dem dafür gesorgt, dass ein illegales Wett-
büro nicht einfach von einem neuen Betrei-
ber weitergeführt werden kann. Die Ent-
scheidungen gelten nach den Worten des
Stadtamtsleiters für den verantwortlichen
Geschäftsmann, die Geschäftsräume sowie
die Einrichtung des Wettbüros. Hinter-
grund: Das Stadtamt hatte in der Vergan-
genheit häufig beobachtet, dass die Schlie-
ßungsverfügungen durch ständige Betrei-
berwechsel unterlaufen wurden.

Das Amt hatte im Kampf gegen in
Deutschland verbotene Sportwetten insge-
samt gut 50 Lokale überprüft. Ein Teil der
Betreiber hatte auf entsprechende Anord-
nungen der Behörde aufgegeben, andere
waren vor Gericht gezogen.
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Bremen. Jugendliche sollen ein Freiwilli-
ges Soziales Jahr künftig auch in der Poli-
tik ableisten können. Dazu haben die Frak-
tionen von SPD und Grünen jetzt einen An-
trag in die Bürgerschaft eingebracht. Als
mögliche Einsatzorte kommen die Bürger-
schaft und ihre Fraktionen in Frage, aber
auch parteinahe Stiftungen, Verbände
oder gewerkschaftsnahe Organisationen.
Angepeilt sind vorerst bis zu zehn Plätze.

Bisher gibt es in Bremen das klassische
Freiwillige Jahr in sozialen Einrichtungen
und Verbänden – und zudem im Sport, in
der Kultur sowie im Umweltbereich. Insge-
samt gibt es derzeit laut Sozialbehörde lan-
desweit rund 400 Plätze. Dieses Spektrum
soll nun um den Bereich Politik erweitert
werden. Sachsen startete 2003 mit einem
solchen Angebot, Sachsen-Anhalt folgte
2008 – und Niedersachsen 2009 zunächst
mit einer einjährigen Pilotphase.

Trägerin dort ist die Landesvereinigung
für kulturelle Jugendbildung. Die ersten
zwölf Freiwilligen seien seit September im
Einsatz, sagt Koordinatorin Julia Wurzel.
Die Plätze verteilten sich auf ganz unter-
schiedliche Organisationen. Die Landtags-
fraktion der Grünen sei ebenso dabei wie
zwei Gedenkstätten, die DGB-Jugend und
die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung.
Die Jugendlichen, sagt Julia Wurzel, seien

voll in die Arbeit eingebunden, hätten eine
40-Stunden-Woche und betreuten jeweils
ein eigenes kleines Projekt. Außerdem ge-
höre ein fünfwöchiger Bildungsanteil mit
dazu. Das zu organisieren, ist Aufgabe von
Julia Wurzel – es geht um klassische politi-
sche Bildung.

Großes Interesse
„Wir waren zum Beispiel eine Woche in
Brüssel, haben EU-Organe besucht und
mit Politikern gesprochen“, erzählt die Ko-
ordinatorin. Niedersachsen finanziere die
derzeitige Modellphase mit 30000 Euro;
die bisherigen Erfahrungen seien positiv.
„Wahrscheinlich wird das Freiwillige Politi-
sche Jahr weitergeführt.“ Das Interesse der
Jugendlichen sei groß: 2009 hätten sich 60
junge Frauen und Männer auf die zwölf
Plätze beworben – für ein Angebot, das
kaum bekannt war, eine sehr große Reso-
nanz, findet die Koordinatorin.

In Bremen ist als Träger des Freiwilligen
Politischen Jahres der Soziale Friedens-
dienst vorgesehen, der unter anderem die
Freiwilligenagentur betreibt. „Ich habe
schon vor zwei Jahren versucht, das Pro-
jekt anzuschieben“, sagt Geschäftsführer
Andreas Rheinländer. Damals sei seine Ini-
tiative aber im Sande verlaufen. Bei seinem
jetzigen Anlauf dagegen sei er bei SPD und
Grünen auf offene Ohren gestoßen. Ein
Freiwilliges Politisches Jahr sei eine gute

Möglichkeit, von innen zu erleben, wie poli-
tische oder politiknahe Organisationen ar-
beiten oder wie ein Parlament funktioniert.
Dabei gehe es gerade nicht darum, den Par-
teien die Nachwuchsarbeit zu erleichtern.
Ziel sei es vielmehr, Jugendliche insge-
samt für politische Zusammenhänge zu in-
teressieren, ihnen ganz praktisch einen Ein-
blick in den Aufbau unseres Staates zu ver-
mitteln. Und: „Den Jugendlichen muss das
Jahr natürlich auch selbst etwas bringen“ –
durchaus auch mit Blick auf den späteren
beruflichen Werdegang.

In der Bürgerschaft, sagt Rheinländer,
habe er schon nachgefragt, ob dort Plätze
für Freiwillige zur Verfügung gestellt wer-
den könnten. Eine Entscheidung gebe es
zwar noch nicht, aber grundsätzlich sei die
Idee positiv aufgenommen worden. Nach
Ostern wolle er intensiv in die Suche nach
geeigneten Plätzen für Freiwillige einstei-
gen. Denn am liebsten, sagt Rheinländer,
würde er bereits im Sommer mit dem
neuen Angebot starten.

SPD und Grüne befürworten das Projekt.
Es ermögliche „jungen Menschen, Politik
hautnah zu erleben“, sagt Mustafa Öztürk,
jugendpolitischer Sprecher der grünen Bür-
gerschaftsfraktion. Und der Geschäftsfüh-
rer der SPD-Fraktion, Frank Pietrzok, sagt:
Politisches Engagement gehöre mit zum
Spektrum von gesellschaftlich notwendi-
ger ehrenamtlicher Arbeit.

TACH AUCH
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Bremen/Berlin. Elsbeth Rütten hat’s ge-
schafft, fast jedenfalls, denn nun hat sich
auch der Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages ihrer Initiative angeschlos-
sen, die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen für die häusliche Krankenpflege zu ver-
bessern. Rütten, eine ehemalige Kranken-
schwester, hatte für diesen Zweck in Bre-
men einen Verein gegründet und im Inter-
net zur Unterstützung der Petition mehr als
25000 Unterschriften gesammelt. Das An-
liegen wurde nun vom Bundestagsaus-
schuss an das Bundesgesundheitsministe-
rium und an die Parlamentsfraktionen wei-
tergeleitet. „Damit wollen die Abgeordne-
ten sicherstellen, dass die Petition in die
Vorbereitung von Gesetzentwürfen einbe-
zogen wird“, heißt es in einer gestern ver-
breiteten Mitteilung des Bundestages.

Ziel von Rütten und ihren Mitstreiterin-
nen ist es, die häusliche Krankenpflege
auch dann von den Kassen finanzieren zu
lassen, wenn keine ärztliche Behandlung
erforderlich ist, zugleich aber ein Bedarf an
Grundpflege und Versorgung besteht.
Nach derzeitiger Rechtslage gibt es darauf
keinen Anspruch.

Andreas Rheinländer wirbt für die Idee, ein Freiwilliges Soziales Jahr auch in der Politik, etwa im Landtag, leisten zu können.   FOTO: JOCHEN STOSS

Die Auseinandersetzung mit politischen
Nachrichten wird Kindern gemeinhin abge-
sprochen. Doch vielfach steckt hinter dem
vermeintlichen Desinteresse die Fähigkeit,
Zusammenhänge alltagsorientiert in Worte
zu fassen. Das Beispiel der Woche gilt den
Spritpreisen, die manchmal im Stunden-
takt gewaltige Preissprünge machen.
Jüngst lagen zwischen Hin- und Rückfahrt
vorbei an der heimischen Tankstelle sechs
Cent, was der Fahrerin ein entgeistertes
„Das gibt’s doch nicht!“ entlockte. Das
Kind auf dem Rücksitz schaute scheinbar
unbeeindruckt weiter aus dem Fenster.
Doch es seufzte wissend: „Ja, und alles nur
wegen Köhler.“  FRAUKE FISCHER

Freiheit bedeutet Verantwortung.

Darum fürchten die meisten Menschen sie.

GEORGE BERNARD SHAW (1856–1950)
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Gericht: Amt darf Lokale schließen

Alltagstauglich

ANZEIGE 

Wer jetzt
nicht spart,
ist selber
schuld!
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statt 3.99

33%
billiger!
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25%
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30%
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versch. Sorten

statt -.23
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billiger!
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Aktionspreis
statt 1.49
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billiger!

Dusch-
gel
versch.
Sorten

400 ml
(5.98 / l)

Shampoo
oder Spülung
versch. Sorten

200 –
250 ml
(-.78 – -.98 /
100 ml)

20%
billiger!
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